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MEMOflANDUM ÜBEJI. DIE N!!;oBDl\'UNG 1:'IJ NODWE~ 

Die. Entscheidung über die Neuordnung in Europa und somit auch in Nor
wegen liegt selbstverständlich beim Deutschen Führer und Reimskanzler. 
Aber als der Verlintwortliche für die nationalen norwegischen Interessen 
halte im es für meine Pflicht, ebenso wie für die gemeinsamen Interessen 
Deutschlands und Norwegens. das Folgende darzulegen: 

1. Sofortiger Vorfriede 
\Venn die damalige Norwegische Regierung am 9. April 1940 den Wün

schen des Deutschen Reichskanzlers 4} entgegengekommen wäre. dann wäre 
<!~r Friedenszustand zwisc.hen den b..,~ri.<!n Ländern erhalten geblieben. 
Allen kriegsbedingten Interessen De..:;t!\:dllandswäre dann trotz des Frie
dens:z:ustande~ in vollem Maße Rechnung getragen 'Worden. Diesen Zu
st.anc! will di.E:. Regierung Quisling jetzt heLsteIlen und darüber hinaus die 
Grundlage für eineIl großgermanischen Bum~ schaffen. 

.oie Lage der deutschen Wehrmacht in ~orwegcn wird dur~ die Wieder
herstellung des Friedens zweifellos gestiirkt werden. Denjenigen, die jetzt 
v(;ir'genen, für dif: Freiheit Wld Selbständigkeit Norwegen!' auf der Seite 
B'lglands zu kämpfen, 'Imd zu dle~'{;:m Zweck: Spionage betreiben und Sabo
tagehandlungen begeh.€o, \';;J'<~i; durch die Wiederh,;;;!sLellung der SeIh
ständigkeil und des frieder.:. {l,ie Grundlage für ihre Handlungen entzogen 
'b('erden .. Niemand kann mit Recht tür eine Sache kämpfen. die bereits 
erreicht· ist. DieS' gilt in erhöhtem Maße bei einem I!ventuellen Angriff auf 
Norwegen. Per Angreifer würde dann. mit keinerlei Unterstützung seitens 
der Bevölkerung rechnen können, im Gegenteil nur mit einer abweisenden 
Haltung rechllen müssen.i ) 

In diesem Zusammenhange ist e$ von Interesse zu ~itieren, was Präsident 
Roosevelt in seiner leuten Neujahrsrede VOI dem Amerikanischen Kongreß 
Ilusführte: '} 

.Unsere Rü~tufi!!Süberlegenh~H muß derart sein. drui wir Waffen %ur 
Verfügung deter steHI::!! kÖ~l.nl?'fi, die bereit stehen. um bei dt'Z~ ersten 
Gdegeuhdt sieb gegen den deut~chen und japanischen Un~erdrudr.er zu 
~rhebeI;i und gegeu dk Venä!er in ihrem eigenen Land, die- unter dem 
ib~!"eit! vertrauten Name;} .Quisling" bekannt sind. (BeHaH} Und ich glaube, 
daß es keine vennessen~ Propheze.iung is!, wenn ich behaupte, wenn wir 
die Patrioten dieser Länder mit Geschützen beliefern, daM werden dort 
~uch Schüsse fallen, die die gan:/;e WeH hört- (Beifall). 

D" nunmehr in Norwegen eine von Deutschland anerk&n."lte Regierung 
sit:;:t, welche aus Männern besteht. die den Krieg mit Deutschland niemals 
gewoUi., sondern alles getan haben, um ihn zu verhindern, und welche von 
jeheF eine enge Freunds,maIt mit Deutschland angestrebt haben uud jetzt in 
der intimsten 'Veise mit Deutsdlland zusammenarbeiten, würd.E' es für 

. 
('i Siehe So,rie D. Bane! IX. Doltwueht r-h. 53. in~l>f;$Onc!~n: NebenwI<ge :l. 
«~i Ii t ~dzeic:!lel! We,:sac:!ters: • J". 
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jeden unversländlidt sein, wenn Deutschland mit einem von dieser Regie
rung geführten Norwegen nic:ht alsbald Frieden schließen will, 

Durch die Wiederherstellung der Selbständigkeit wird das norwegische 
Volk zu Deutschland Vertrauen gewinnen und der Friedensschluß wird eine 
allgemeine Beruhigung herbeiführen. 

Wie oben angeführt, wird dies die militärisc:he Stellung der deutschen 
\Vehrmamt in Norwegen nur stärken. Die kriegsbedingten Interessen der 
deutschen Wehrmacht werden in unveränderter Weise gewahrt bleiben 
und die notwendige Bewegungsfreiheit wird tür die Dauer des Krieges der 
Wehrmamt nicht nur zugesichert, sondern mit allen Kräften der nationalen 

,) 
i .. ,"._ Regierung unterstützt. 
;< Mit der Selh-ständigkeitserklärung Norwegens und durch die Wiederher-
i stellung des Friedens würde Deutschland die politische Offensive ergreifen 
) und die Initiative an sich reißen .. Dies würde propagandistisch gesehen für 
~ 

1 Deutschland einen großen Erfolg bedeuten. Englands und Amerikas wich-
~ tigste Propaganda waffe, nämlich .daß Deutsdlland die Völker ihrer Selh-
~ . ständigkeit berauben und sie \L.'lterdrüdten wiW, würde ihnen genommen 
j werden. Die Wirkung, die dies auf einen großen Teil der öffenUidlen 
~ Meinung sowohl in Europa als xn Nord- und Südamerika, ja in der ganzen 
f ; ,~ Welt. haben wird, kann gM nichi überschä~i werdeno Davon erhält man 
~ i!U'':l! Hegriff. wenn man die Am;la.ssungen der deutschfeindlimeli W~L.' ! pr"~il13gar.da über die Et~bli.f.):rung der Norwegischen Regierung Qubiiug 
f verfolgt. Nichts fürchtet' o;ie mehr, als daß diese Regierung eine Wl%wei-

d~utige Selbständigkeit exhäH. . 
Es gilt doch alle norwe9isdxe~ nationalen Kräfte für diC'i; Zusammenarbeit 

10ft Deutschland und für di~ Neuordnung Europas zu mobilisieren, was nur 
dun:h . den Friedenssc:bluß und die Wiederherstellung der Selbständigkeit 

!; '1,:;' erreicht werden kann. Die gegensätzliche Politik bril:lgt Unsichex-heit und 
:;., -<' Verwirrung in die Bevölkerung und treibt viele gute nationale Krä.fte ~uf 
- '-.. , falsche Bahn. , 

Alle guten Kräfte in die richtige Bahn zu leiteIi. ist besonden wicMl~1 
,':~;~ gerade für Norwegen. welches einen Edr~feiler dex Neuordnung in EurcPQ 
.' . ~r$tellt und'gewissermaßen durch dieWeHpropaganda als ein Schulbei~ 

. -. spiel aufgezogen worden ist, Ebenso wird ja dal> Sdliooal Norwegens als: 
; ~ ein üempel dastehen füt die übrigen nordischen und germanischen Staaten 

für das, was sie selbst in deI Zulnuui von Deutschland zu erwarte:t oder %tJ, 

.. furchten haben. . 
. . Die Regierung Quisling würde Idurc:b den Friedensi>dtluß auch in die Lage 
c 'iferset:tt werden. wieder Gesandtschaften %u' ernc:nten, was wiederum für J ~ ·.~5:, Deutsdlland von sehr günstiger \Virkung sein würde, weil dadurch unter 

"", _ ;:. anderem der gefährliche Einfluß, den die jetzigen Gesandtschaften der 
': . !:;.;.:;:.:' geflüdlteten Regierung Nygaardsvold nom ausübeu, zum größten Teil aus

:'·~:,-;.L gesdlaltet werden ".rürde. Z. So ~,..ürde eine nationale Norwegische Gesandt
. - . ~ :;::-:i?. -Ichaft in Stockholm Deutschhnd einen sofortigen kriegswichtigen Erfolg 
. - ~c-~~~.. bringen.'i} In Schweden liegt: a.) rund 300000 t fahrberei?er norwegischer 

. ~:.;;'-:_-:" Sdliffsraum, bol mindestens 100 000 t noch nicht fahrbereiter norwegischer 
- '.~ .-.f..:~i:Jkhiffsra um. . 

.~: ..;".~ti..~:~. (;i' H~d,r. R"r.,\l,!'rr·~r:t~m!T '''",if~&rl<t",,," _St~&;h(ljrn "rilFd~'~~ ~bI"b!\~!i.O '. ".~~"'''. 

SNO
Stiftelsen norsk Okkupasjonshistorie, 2014 
 



Cb~r diese Schiffe verfügt bei der jetzigen Ordnung die Norwegische 
Emigrantenregierung in Lo·ndon. . 

Eine von Schweden anr.1erken.'lende Norwegisdle Ge:;andtscnaft in Stocko 
hol~ bricht ni~t nur s~fort i~ wesentlichen dell Einfluß der Norwegischen 
E_mlgranten~e~lerung l~ Stoexholm, sondern sichert das sofortige Ver
fugu~gsreCl. uber den Ull Schweden liegenden norwegischen Schiffsraum, 
der rur den Transportbedart der Kriegsfiihrung dringendst benötigt wird. 

Die bei der jetzigen Ordnung angedeutete Lösung, daß unsere ausländi
sehen- Vertretungen den deutschen Gesandtschaften angegliedert werden 
sollen, bl:wo ,in Beriin der Dienststelle des ReidJ.skommissau würde die 
R~gierung QuisHölg beim nOfW'cgischen Volke in eine sehr sch~ierige Lage 
bnnge!i. 

Durch clie Eniilltung von selbstandige;n nOrw'egisch1i:!n Gesandtschaften 
erhaltez: ja. audl dilJi gemeinsamen Intcr",::;seu ein~ doppelte Vertretung im 
AuslanC1 (d~r~ De~tschland und durm Norwegen;, was als eine Stiirl!:tu:;g' 
des germdnlSenen Etnfiusses geweX'tei: WEHdfil muß. 

Die selbst~ndig.efi Gesandtsdlaften sind iu der Tat sowohl zweckmäßig 
als notwendig ... DIe ebenf~ls notwendigs gemeinsame Außenpolitik wird 
durch gegenseItige vertrauhdu~ und intime !nformierung der beiden Außcno 

ministerien gewährleistet. 
~oba1d. der g~rm.aniscb.e Bund '.lnter deutsdler Führung etabliert wird, 

·wurde em germamsdler Bur;;)."$lat in Berlin unter Deutschland~ Vorsitz 
pe!i~disch .. z~sammei1treten, rll weldu~m. die germ.aruschen Länder ihre 
Mmlsterprasldenteu bzw. AUßenminister als BlJudesratsbevolImächtigte 
~ntsenden. 

Der Bundesrat leg i die Richtlinien der gemeinsamen germanischen Äußen~ 
politik fest< .. .. . .. . '. . . . ..... . 

Ein Norwegische. Außenmillister ist erfOii'äerlkh., da Sdlweden und Dän~ 
illiU'~ ece.nfalls em.en $~Ichen besitzen. Dies@ LcÜ1dei' werden freiwillig nicht 
bereit sem. auf. em eIgenes Außenministerium, als ein Kennzeichen der 
Sel~ständigkeit, zu verzichten. DeutSchland erreicht das gleiche Ziel durch 
GleIchschaltung der Außenpolitik durdl defi germanischen Bundesrat. Wenn 
Deutsdll.and daran liegt, den großgermanisdlen Bund zu verwirklichen, so 
muß man die ~ict:tige Entwidtlung nicht verbauen durdl unzweckmäßige 
Maßnahmen. dIe In ganz Skandinavien den größten \Viderstand auslösen 
würden. 

Die Bedingungen fÜl den Vorfrieden müßten sofort festgesetzt werden 
und zur Regelung des endgültigen Friedens müßte eine Kommission von 
Deuts~lands und Norwegens Seite gebildet werden. (Einen Entwurf, in 
dem dIe Hauptpunkte des Vorfriedensvertrages in Vorschlag gebracht wur
den, füge ich in der Anlage bei.) 

2. Endgültiger Friedenssch1uß 
Ich nehme. an, da~ die Friedensverhandlungen auf allen in Frage kom

menden Gebieten mcht. allzu lange Zeit in Anspruch zu nehmen brauchen, 
und wenn der endgültige Friedensschluß zwischen Deutschland und Nor
wegen am 9. April. dem Jahrestag der Besetzung, proklamiert werden kann, 
wäre dies sehr zu wünschen. 

I 
I 

. 1 

-; 

3. Gegenseiti;e Repräsentation 
Dt!r Einfluß Deutscrlands in Norwegen ist sichergestellt durch di~ Ein

stellung der jetzigen Norwegbdlen Regierung und der hinter dieser stehen~ 
den Bewegung. Eine enge und freundschaftliche Zusammenarbeit zwhicilen 
den deutschen und norwegischen .""fiaisterien kann durch die Entsendun'l 
von Äustausmbeamten gewähr!eistet werden. 

Um die Bedeutung der Verbu:ldellheit zu untarstreidum, ware es sehr 
erwünscht, wenn die gegenseitigen Vertretungen zu Botschaften ernannt 
würden. 

40 Zusammen<llrl'leit mit der deutschen 'Wehrmachi: 
Der in einer offiziösen Verlautbarung aus BeTUn aufgeworfene Geddllke 

der Stützpur.JttpachtWlg (Paral1el~ zu der für 99 Jahre erfolgten Pachtung 
englischer Stützpunkte durch Amerika) widerspricht dei' vom Reichskanzler 
Adolt Hitler tmd mir vorgezeidmet!!n germanischen Ideeo Es gibt rNisdlen 
gennanischea Staaten keine gepachtetem Stützpunkt~, sondern es gibt nur 
eine aufricht!ge~e:ncinsame Verteidigung de3 gemein:..amen gennani!OdleA 
Raums gegen den gemeinsamen Feind. NOr"Negen stellt freiwillig dem im 
germanischen Sta".tenbund führenden Deutschen Rei(:h die erforderlichen . 
Häfen und Flugplätze zur gemeinsamen Verteidigtmg und zur offensiven 
Kriegsführung zur Verfügung, denn die Kriegsmarine und die Luftwaffe 
sind in Zukunft im germanischen Staatenbund eine gemeinsame genna~ 
ni~cl1~ Bundesmar~ne und Luftwaffe. Unter norwegischem Befehl ble:j:,i'i'I, 
de:,: Küstensmut2: und die nOl""oNegische nationale Armee. 
. Diese Regelung, die uls Ziel nach dem Kriege gedacht ist., muß sdlon 

heute vorbereitet werden. Es wäre wünschenswert, durch Anwendung des 
bestehenden Grundgesetzes über die allgemeine Wehrpflicht die. Organio 

ütion eine$llorwegischen Armeekorps, bestehend . liiluSl3. Divisionen,l} 
sofort zu beginnen,' sowohl als auch· die freiwillige norwegische: LegiOD auf 

: die Stärke eine~ verstarkten Regimente~zu bringeno' ... ,: '.';.'.' ,:.:"." _ 
Es muß weiter sofort für einen besseren Kontakt zwismen der deut

schen \Vehrmamt und der Norwegischen Regierung gesorgt werden,. um 
die notwendig$ vertrauensvolle Zusammenarbeit zu sidlem. Ich bitte dei' 
halb um alsbaldige< Elltsendung von. Wehrmadltsattadles. Zudem ist ,. 
notwendig, daß alle Wehrmachtsteile in Norwegen die Anweisung bekom-
men. NS in jeder Hinsicht und mit aller Kraft zu unterstützen. _ 

5. Mit dem Friedensschluß will Norwegen sofort dem Antikominternpakt 
beitreten und weiter auch dem Dreimächtepakt, sobald die nationale Regie
rung sich stark genug fühlt, die damit verbundenen Belastungen zu tragen. 

6. Ober die Wirtschafts- und Versorgungsfragen wird gesondert aine 
Notiz überreicht.'} 

(Anlage 21 
Entwurf 

H.O\VPTpm"xTE DES VORF1UEDEN!ilVEllTlUCES 
~ . 4 ...... 

Punkt 1. Deutschland anerkennt Norwegen als ein freies, selbständiges 
undgici'Chberechtigtes Reich. 
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'''-- -_ ............... t:!I:.t:OU;UlaQt(Jl~g. 
. l-'UL.!\!.3. Der deutschen Wehrmacht wird {-nie DaueI----)s Krieges die 

notwendige Bewegungsfreiheit in Norwegen%u!JesiOie~ . 
. !..:;nkt 4,. Die norwegische Wirtschaft wird für die Dauer des Krieges für 

du!! gememsamen Interessen des europäischen Krieges gegen England in 
vollem Maße mitarbeiten. 

l .~. Bei den Friedensverhandlungen mit England wird Deutschland 
- ~le ger,echten Ansprüche Norwegens auf Entschädigung Engl~nd gegen-uber wegen ~ __ _ 

a} der Verwicklung Norwegens in den Krieg duren die englische Kriegs
politik, 

b) wegen des Raubs des norwegischen Goldes und der norwegischen 
Handelsflotte und Walfangflotte, . 

cl wegen anderer zugefügter Kriegsschäden mit aller Kraft vertreten. . 
Punkt 6. Zwischen Deutschland und Norwegen wird,..sobald als tunlich ein 

Bündnis vereinbart als Grundlage. für ';Ült\t'!l großgermanischen Bund. 
-Hauptpunkte des Bündnisses: 

~ Gegenseitige aktive Teilnahme an der Verteidigung der beiden Staa
. ~en unter dem Oberbefehl des obersten deut~chen Befehlshabers. 

I. 
~ ~emeinsam.~ gennanisdie KriegSmarine. 'md Luftflotte, aber eine selb

standlge norweg!sdie Armee, sowie Küst<i:usdlUtz. unbeachtet der der ge. 
meinsamen Kriegsmarine und LUftflotte unterstellten notwendigen größe-
ren Stützpunkte und Flugplätze, ' 

I Die Kosten der gemeinsamen Kriegsmarine und Luftnoiie werdeI'l im I Verhäl.tnis xu der ~evölke~g52ah! auf die beiden StaatE"'" verteilL 
..9 DIe. notwen~lg: gememue:lrne AUßenpolitik wird durch gegenseitige 

veftrauhche und ultime In10rmierung seitens der b~:<jen AUßenministerien 
gewährleisteL 

(

' .~ 7. Es trm sofort von deutscher und.norwegismer Seite: eine Kom
... , !IUSSlon ,~~s:umnen. zu: Regelung der endgültige~ FriedensbedingWl ... gen und 

des endgültigen Fnedens. ., ".... " ...., . '.. . .. > 

,;,'., ~ ... "~if':42,'" 

6O!~67G-n 

Geheim 
Aulzeic!mWlg de:$ Ministerialdirektors Wiehl 

BERUN, den 11. Februar 1942 
Dir. HaPol. 3f.' . 

AunEtcn~"U1IlC M DU; BEVORSTt:HENDE U~"TEilREDUNC ),UT BOTSCHAnEff. OSHIM." 

Anliegend das zur Obergabe an Botschafter Oshima bestimmte Memo. 
randum nebst g Vorschlagsliste für deutsche Rüstungslieferungen an Ja
pan-. l ) 

PI UDsi!:Uierteso Memorandum vom, UI. Februar :19,(2 (ro/39 678-19); Vorsc:hlagslil\t«! Dicht 
ennlltelt. , 

470 

Wie aus Wiehls Allfzeiduumg Tom 230 februar 194.2 (Dokument Nr. 276) benrorveht, 
i.ll>ergab RibbelltrOF di~ • Vor5dllag~lisle für lieulsme llüstung~!iererun~E:1:I an .IapAn" 

Bei de' '''nterreduo' "önnte im Sinn~ der Anregung von Botsdlafter Ott 
(.politis0 Schritt·) ~ politische Bedeutung ~nserer Berei~chaft unter
strichen werden. mit unserer Unterstützung der )aparu:;chen Rustung durch 
tedmische Hilfe und Lieferungen bis an die Grenze des un r den gegen
wärtigen Verhältnissen Möglichen zu gehen. Von jap scher Seite er
warten wir dafür die gleiche Bereitschaft für unsere ohstoffbezüge aus 
Ostasien (Kautschuk, Zinn, Wolfram, Chrom, OIe d Fette). Bezahlung 
beiderseits durch die Großkredite von 1 Milliard~ en bzw. 600 Millionen 
Reichsmark, zu' denen wir uns auf Anregungv,onOshima,bete~t7«:!r~~rt 
haben; Entscheidung Japanischer .Regierung· steht noch aus.l ) , ' ..• C', '.' • 

Bei dieser Gelegenheit saUte Botsdlafter Oshima die schon mehrfach von 
Herrn Reichsaußenminister mit ihm besprodlene deutsche Auffassung über 
die Regelung der Beziehungen zwischen dem europäisdlen ~~ dem o.st
asiatischen Wirtschafts raum. in Erinnerung gerufen werden: moghchst freIer 
Handelsaustausch; gegenseitige Präferenzen gegenüber dritten Ländern; 
keine Uberzentralisierung, sondern unmittelbare Regelung des Handels
verkehrs mit den selbständigen LäIidem des anderen Wirtschaftsraums; 
bevorzugte Stellung der Handelsfirmen. " . 

Letzterer Punkt ist gegenwärtig akut, da d~utsche Fumen m Shanghal 
seit 8. Dezember 1941 den gleichen Verkaufsverboten unterworfen und 
dadurch in ihrer gesdläftlichen Betätigung lahmgelegt sind, wie alle an
deren fremden Firmen, und dadurch sogar mit feindlidlen Firmen gleich
behandelt werden. Vorstellungen deswegen sind in Tokio erhoben, die 
Oshima zu unterstützen zugesagt hat 

Nadl der Un1elTedung mit D:;hlma bitte ich um die Ermächtigung, Bq'i.~ 
schatter OU zu· unterrichten. damit er in Tokio gleichgeridlte~e Schritte 
unternehmen kann. 

Hiermit über Herrn Siaats~~k.retär Herrn Reichsaußenminister vorgelegt 
. . .. . ge%. WIEn 

(Forlsetzung von;AfU&. I) ,. . ' 
Oshima. AUfzeichnungen über du Cespridl" du offenbar am 111. Februar 1942 iltatio 

, fand (siehe Dokument Nr. 269), konntl!i1 nicht ermittelt werden. 
Pl Siehe hier.u Dokumente Nr. 161 und 200. 

61140 349-5!l 

Der Boisehalter in Ankaro von Papel. an das Awnvärfige Am: 

Nur als Verschlußsache 
zu behandeln 

Nr.58 vom 17.2.42 

Für Reidlsaußenminister. 

Telegramm 

bTANBUL, den 17. Febr.lar 1942 22 Uhr 
Ankunft: 18. Februar 12 Uhr 10 

Numan (~1enemenciogluJ sagte mir gestern anläßlich Anwes~nhe~t .Major 
Jiresdl, der von Oberbefehlshz,.ber den; Auftrag hat, DemarkatlonslIme bul
garismer Besetzung eiwa neun KiXomete~ vorwärts Svilengrad i!bl:u~ 
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Im eLuelnen erwähnte der Gesandte, daß die Ungarn in letzter Zeit in 
großer Anzahl Rumänen in den abgetretenen Gebieten enteignen und bei 
der Neuaufstellung ungarischer Formationen unverhältnismäßig viele Ru-

. mänen unter die Waffen gerufen würden. Die Besitzung Gogas mit seiner 
Grabstätte, die· für Rumänien in gewisser Hinsicht ein Nationalheiligtum 
darstelle, solle, wie den Rumänen zuverlCissig bekannt geworden sei, ent
eignet werden. Der Ungarische Generalstabschef sei kürzlich zu einem 
Besuch nach Sofia gefahren, was erneut in Rumänien eine gewisse Sorge 
hervorgerufen habe.3} 

Ich entgegnete, daß die Rumänen wegen der Reise des Ungarischen Ge
neralstabschefs keine Besorgnis zu hegen brauchten, und auch im übrigen 
keinerlei Anlaß zur Beunruhigung vorliege, da die Ungarn unter keinen 
Umständen etwas gegen Rumänien unterne~n würden. Im übrigen 
würde dies: VOll uns auch nicht zugelassen werden. . . 

AbsmIießend bemerk.te ich, daß Rumänien unsere .Garantie habe und 
damit überhaupt jedtE Sorge von vomeherein entfalle. 

gez. RlBBE:-..-rnO!' 

I~l Szombathelyi reiste offensichtlich erst 11m 21. Februar 1942 nllch Sofia. 

Aufzeichnung des Unterstaafssekretärs Woermann 

BERUH, den 20. Februar i942 
U.SLS. Pol. 131 

Icl! traf heute Reichsminister Lammers. der mir .sagte, Quisling habe den 
wesentlichen l1lhalt seines Memorandums 1) dem Führei'~_i?,ndlich vorge
tragen, den Text selbst aber ih .. n, Lammers, geschickt. Er hcr6eden Text dem 
Fühn~r bisher nidlt vorgelegt. 

Reichsminister LC!mmers fügte hinzu, er ziehe aus der ihm bekannten 
allgemeinen Eiusieihm.g des Führers in dieser Frage folgende Schlüsse: 

1) Die weHere Behandlung sei nicnt eilig. Ein weiterer Schritt vorwärU 
k.önne vielleicht im Frühjahr, etwa nacn neuen militärischen Erfolgerlt, ge~ 
sdlehen. • 

2) Dies~r näcl:t$te 5mnU könne in der Herstellung des Friedens mit Nor
wegen liegen 1 wenn für einen solchen Frieden Bedingungen festgelegt 
werden müßten, $0' seien sie nicht in die Form 'eines Vertrages zu kleiden •. 
sondern Norwegen aufzuerlegen. 

3) Es sei dann auch die Frage zu prüfen, welches Statut Norwegen erhal~ 
ten solle. Solle der Reidlskommissar alsda.-m abberufen und etwa durch 
einen Reichshevollmächtigten ersetzt werden? SoUe das Statut Norwegens 
mehr dem des Protektorats oder mehr dem Kroatiens entsprechen? Mit der 
Beantwortung der letzteren Frage hänge auch zusammen, ob die norwegi o 

. 

schen Angelegenheiten wieder in den Geschäftsbereich des Auswärtigen 

_ .. 
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Amts kommen würden oder nicht. Keinesfalls würde Norwegen eine eigene 
Außenpolitik zu machen haben. so daß mit dritten Ländern höchstens kon
sularisme Beziehungen in Frage kommen würden . 

4) Diese Fragen würden jetzt in der Reidtskanzlei vorläufig geprelt. t ) 

Reidlsminister Lammers werde sidl im gegebenen Zeitpunkt mit dem Aus-
wärtigen Amt in Verbindung setzen. ... 

Hiermit über den Herrn Staatssekretär dem Herrn· Reicnsaußeruninister 
vorgelegt. 3) 

gez. WOElWANN 

PI In einer Aulzeidulung vom 13. Mirz 1942 (18/11 789-91) vermerkte Wcermann, daß 
l.6mmers eine Prüfung der durch Quislings Memorandum aUfgeworfenen Frag@ nAcht 
nur durch die Reidlska.nz1ei. sondern auch durch dlls OKW und du Auswii.rtige Amt emp
fehle, um dillUl gegebenenfalls gemeinsam bei ffitler Vortrag halten zu können. 

(SI Die Vorlage trägt den hsdlr. Randvermerk: .an Büro ItAM. Rleijfll2gerstel 21.2.· 

5351240403 
Aufzeichnung de:: LeguEio!U!I'oü· Haidien . 

BEltUN, den 20. Februar 1942 
Pol. III 39! I 

AUFZEiCHNUNG BE'n\.EFFEND mE JUCHUcm:N VEaiiLTN1S$E D4 W A.llTHECAU 

Legationsrat Büttner, Abt. Deutschland, hat auf J't.nirage femm,ündlidl 
mitgeteilt, daß ip der Frage der kirchlichen Verhähnisse im Warthegau 
bisher noch nichts sich geändert habe.') Reidlsstatthalter Greiser habe je~ 
doch höheren Orlsum Stellungnahme zu der Frage gebeten, ob eine Ein~ 
flußnahme des Nuntius auf die kirchlichen Verhältnisse im Warthegau 
zugelilssen werden solle, solange die Polnische Botschaft beim Vatika~ 
bestehe und der Vatikan die: politiscne Neuordnung im Osten. nicht an
erkenne. Die Reimskanzlei teile die bekannte Auffassung der P:!.rte~~ 
Kanzlei' und des Reidlsstatthalte~ Grell.er. Eine Stä.rkUDgdes polnischer! 
Kleru!;, die; die Einflußnahme des: Nuntius und die; von ihm belrieben~ 
Einsetzung eines polnisdlen Bischofs im Warthegau notwendigerweise zur 
Folge haben würde, sei UDS 'Ilnerwünsdlt. 

Hiermit über Hn. Dg. pel., Hno U.5t.5. Pote Herrn Staatssekretär vorQ 

gelegLi) 

lil Siehe Dokumen2 Ne. 105. 
F~ Hsdlr. Randvermerlt Weizsäckers: .Uber U.St.S. Pol. an Pol. In: 

n \\"eshillb ist Abt. D eingesdlaltet wordenl . 
2.) Ell 5ind in den kirchlichen Verhältnissen im WUtheg41i. Fortschriltt vem&dit '10101'" 
den, die mir vom HörenSilgeil bekannt gewordeü sind. Darum erbat im eine lIadtlim<!! 
Auskunft von Pol. IU. Der Nuntius IOnenigo! komm! &In Dienstag '24. februar 19421 
zu znir. \V. 22. 2."- Woermann leitete diese Weisung mit einem oSofort··Vermerk ",eit!'~ . 
und Haidien bellntwoflete die obigeIl Fragen in einer Auf%eidulung vom 2'. Februu 
1942 (535/2404021. Zu Punkt 1 beriel er sich Ai!, W~i~ungen ii~f den Verkehr m(' d~~ 
Parteik.anzlei und zu 2 berict.tete er, dali nach ei!.g~hoaen AUdr.Ül'lftell über dif' ZlUtJ.!l
digkeit des Nuntiw; für den Wart!leg .. u noch Ir.f.!.'" K~J.rung- llffbeige!ührt "-'tlnlen $~i, 
d .. 5 jedoch iiom ein Briefwemso!l zwl:.meli lllm:;J: .. r~ Q"~ F"rm~nr, ~d!web-e. 

SNO
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Oppte~nelser 1'ri'; Und€lstatssekret.er WoellIiann 

Berlin den 20 ~ebrauBl lY24 
" , 

Jeg traff idag riksminister Lammers som sa at ~uislinB hadde meddelt 

föreren mundtlig den vesentlige deI av sitt memorandum, men sendt'tek

sten til ham, Lammers. Han har ennu ikke forelagt föreren teksten. 

Riksminister Lammers tilföyet at han pä grunn av förerens al]minneli

ge innstillinB til dett spörsmäl trekkeI fblgende sluttning: 

1) Den videre behandling har det ikke hast med. vidfue skritt frem

over kan kansktje skje til vären, ffiuliEVis etter nye militeeriske resul

tater. 

2) Det neste skritt kunne ligte i oppretteisen av fred med Norge. 

Nar fredsbetingeisene 1'or en slik fred fastleBses, ma disse palegges 

nordmennene oB ikke skje i form av en OVfrEnskomst. 

5) Likeledes mä det da overiegges hvilken status NorBe sk31 fä. ~kal 

rikskommisaren kalles tilbake og eventuelL erstattes med en riksfull

mektig? >;;,kal Norges status mere tilsvare protektoratets eller Kroa ... 

tiens? Med besvarelsen av det siste spbrsmäl oppstär ogsä spörsmälet 

om..§lll nOlske anliBgender igjen skaI falle under utenriksministeriet 

eller ikke. I hvert fall viI ikke Nor~e funne fbre egen utenriks

politikk. I höyden ville konsulariske fel binnelser komme i be trakt

ning med tredje land. 
4) Disse spprsmälene blir na forelöbig prövet i rikskansliet. Riks~ 

minister Lammers vil pä et gitt tidspunkt sette seg i forbinnelse md 

utenriksdepartementet. 
Ovenstaende er hermed forelagt utenrikgministeren gjennom statssekre-

teeren. 
dez. Woermann SNO

Stiftelsen norsk Okkupasjonshistorie, 2014 
 




